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SPD Bad Homburg: Solidarität mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
der Frankfurter Societäts Druckerei (FSD) 
 
Die SPD Bad Homburg hat sich in ihrer Beiratsitzung am 19. Oktober, in der die 
Mitglieder des Ortsvereinsvorstands sowie aller Ortsbezirke und 
Arbeitsgemeinschaften vertreten sind, mit der geplanten Betriebsspaltung der FSD 
befasst und folgenden Text verabschiedet: 
 
Die SPD Bad Homburg kritisiert aufs Schärfste die geplante Zerschlagung der 
Frankfurter Societäts Druckerei GmbH, die auch die hiesige Taunus-Zeitung 
herausgibt,  in drei voneinander unabhängige Betriebseinheiten. Das Ziel, weshalb 
die 700 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter künftig nicht mehr unter einem Dach 
firmieren sollen, ist klar: Durch die Zerschlagung der bisherigen Betriebsstruktur wird 
die einheitliche Betriebsvertretung zerschlagen, kleinere Betriebsräte mit weniger 
Einfluss und natürlich weniger hauptamtlicher Vertretung werden die Zukunft sein.  
Die bisherigen tariflichen Mindestarbeitsbedingungen sind für einen großen Teil der 
Mitarbeiter dann nicht mehr gültig. Eine Tarifflucht in für die Mitarbeiter nachteilige 
Tarifverträge und Kündigungen von Betriebsvereinbarungen zu Arbeitszeiten, 
Weihnachts- und Urlaubsgeld sind zu befürchten. 
Die SPD solidarisiert sich daher mit den vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von 
Druckerei, Verlag und den Redaktionen die sich derzeit im Streik befinden und um 
ihre Rechte kämpfen. Der SPD ist es nicht egal, unter welchen Bedingungen die 
Taunus-Zeitung, die einen wichtigen Bestandteil zu einer umfassenden 
Berichterstattung in der Region leistet, geschrieben und gedruckt wird. Nur 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die einen gerechten Lohn für gute Arbeit erhalten 
und unter fairen Bedingungen arbeiten können, machen auch einen guten Job.  
Die SPD fordert daher die Geschäftsleitung der FSD auf, umgehend von Ihren Plänen 
Abstand zu nehmen und das Unternehmen in seiner bisherigen Struktur zu belassen. 
 

 
 


